
 
 
 
Antworten der Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) 

und der Christlich-Sozialen Union in Bayern (CSU) auf die Fragen des 

Handelsverband Deutschland (HDE) e. V. 

 

 

1. Wie plant Ihre Partei, die unternehmerische Freiheit zu stärken und die Büro-

kratiebelastung für Unternehmen zu reduzieren? 

 

Antwort:  

Wir bauen Bürokratie ab. In unserem Wahlprogramm nennen wir zahlreiche Maßnah-

men zum Bürokratieabbau: Mit jährlichen „Entrümpelungs“-Gesetzen verringern wir 

Dokumentations- und Meldepflichten. Darüber hinaus stärken wir die Bürokratie-

bremse: Für jede neue müssen zwei alte bürokratische Belastungen entfallen („one in, 

two out“), mehr Bürokratie-Checks in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen Un-

ternehmen, die Beweislastumkehr bei Dokumentationspflichten und die Abschaffung 

des deutschen Lieferkettengesetzes. Aber vollkommen klar ist: Am besten ist die Bü-

rokratie, die gar nicht erst entsteht. Dazu wollen wir Belastungen einen Riegel vor-

schieben, etwa der Regulierung für nachhaltige Investitionen (Taxonomie) oder der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSR). Wir werden ein „EU-Forechecking“ einführen, 

um in Brüssel viel früher, strategischer und erfolgreicher bei EU-Rechtsakten mitzuwir-

ken. Mit einem „Anti-Gold-Plating-Gesetz“ nehmen wir Regelungen zurück, die über 

das EU-Recht hinausgehen, und unterbinden künftig jegliche Übererfüllung. Wir wollen 

dem Bürokratieabbau einen höheren Wert beimessen und den Nationalen Normen-

kontrollrat schlagkräftiger aufstellen und ihn zurück in das Bundeskanzleramt holen. 

 

 



 
 
 
2. Wie plant Ihre Partei, die Attraktivität der beruflichen Bildung zu erhöhen und 

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern? Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, um die Beitragsbelastungen durch die Sozialversicherung 

zu begrenzen und die Tarifautonomie zu stärken? 

 

Antwort:  

Die berufliche und die akademische Bildung sind für uns gleichwertig. Mit Aus- und 

Fortbildungsordnungen auf der Höhe der Zeit und gut ausgestatteten beruflichen 

Schulen tragen exzellente Fachkräfte dazu bei, unseren Standort zukunftsfest zu ge-

stalten. Wir unterstützen die Entwicklung der Berufsschulen. Im Bündnis mit Arbeitge-

bern, Arbeitnehmern und Kammern machen wir die Berufsbildung zukunftsfest. Die 

Allianz für Aus- und Weiterbildung führen wir fort. 

Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern, erhöhen wir das Elterngeld 

und entwickeln den Partnerschaftsbonus weiter. Die Kinderbetreuung und die steuer-

liche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten werden wir verbessern. Darüber hin-

aus wollen wir es ermöglichen, flexibler zu arbeiten, indem wir anstelle der täglichen 

eine wöchentliche Höchstarbeitszeit festlegen. Zudem gestalten wir die Vorgaben für 

mobile Arbeitsplätze praxisnäher. Gleichzeitig stellen wir klar, dass mobiles Arbeiten 

an frei gewählten Orten nicht in den Anwendungsbereich der Arbeitsstättenverordnung 

fällt. Auch für das Homeoffice schaffen wir Rechtssicherheit und fördern damit mobile 

Arbeitsformen: Sofern freiwillig gewählt, definieren wir es unabhängig vom zeitlichen 

Umfang als einen Unterfall des mobilen Arbeitens. 

Im Hinblick auf die Finanzierung der Sozialversicherungen ist der wesentliche Punkt, 

die Wirtschaft anzukurbeln. Höheres Wirtschaftswachstum und eine höhere Beschäf-

tigung stabilisieren die Einnahmen und führen zur Begrenzung der Beitragssätze. Un-

ser Ziel für die Sozialversicherungsbeiträge: Wir wollen uns wieder auf die 40 Prozent 



 
 
 
hinbewegen. In der Kranken- und Pflegeversicherung brauchen wir zudem mehr Effi-

zienz und einen gezielteren Einsatz von Beitragsgeldern.  

Die Sozialpartnerschaft zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften hat Deutschland 

stark gemacht. Unser Ziel ist eine höhere Tarifbindung. Dabei schützen wir die positive 

und negative Koalitionsfreiheit. Wir wollen mehr Tariföffnungsklauseln. So ermöglichen 

wir Regelungen, die sowohl für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch für Betriebe 

vor Ort passender sein können als unflexible Pauschalregelungen in der Fläche. 

 

 

3. Welche konkreten Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um insbesondere im 

Hinblick auf den Einsatz von KI einen innovationsfreundlichen Rechtsrahmen zu 

schaffen? Wie wollen Sie sicherstellen, dass der Datenschutz praktikabel und 

wirtschaftlich umsetzbar ist, während gleichzeitig robuste Sicherheitsstandards 

zum Schutz von Handel und Kundendaten etabliert werden? 

 

Antwort:  

Die Risiken von KI müssen wir beherrschen, dürfen aber auf keinen Fall durch eine 

Überregulierung die Chancen und Vorteile verpassen. Wir sind für klare Regeln bei KI, 

die aber immer so ausgestaltet sein müssen, dass sie wirtschaftliche Innovation er-

möglichen und nicht abwürgen. Mit Blick auf den AI-Act wollen wir prüfen, wo angesetzt 

werden kann, um Auflagen abzuschichten, den AI-Act innovationsfreundlicher auszu-

gestalten und Belastungen für die Wirtschaft zu reduzieren. Dies betrifft den AI-Act 

selbst, wo noch mehrere Prozesse zur technischen und rechtlichen Ausbuchstabie-

rung der Verordnung anstehen. Bei der nationalen Umsetzung des AI-Act wollen wir 

möglichst schlanke Verfahren und Abläufe. Das Risiko von Doppelregulierung, das mit 

dem AI-Act entstanden ist, wollen wir beseitigen. Dies betrifft den Bereich der Überlap-

pungen des AI-Act zu bestehenden anderen horizontalen EU-Digital-Gesetzen, aber 



 
 
 
auch das Problem von Doppelregulierung des AI-Act zu bereits bestehender sektoraler 

Regulierung.  

Die Datenschutzregeln erweisen sich im Alltag vielfach als nicht praktikabel. Wir steu-

ern klar um und machen mit neuem Pragmatismus aus der Datenschutzpolitik eine 

echte Datenchancenpolitik. Wir reduzieren Statistikpflichten, Datenerhebungen und 

Meldungen für Unternehmen. Die bestehenden Doppelstrukturen zum Datenschutz 

auf Bundes- und Landesebene müssen abgebaut werden. 

 

 

4. Wie wollen Sie sicherstellen, dass die Energiekosten für den Einzelhandel ge-

senkt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit und die Erholung der Wirtschaft zu 

fördern? 

 

Antwort:  

CDU und CSU wollen Verbraucher und Unternehmen schnell und effizient mit einem 

sozialen Ausgleich entlasten und schaffen einen Klimabonus. Wir reduzieren in diesem 

Zusammenhang mit den CO2-Einnahmen zuerst die Stromsteuer und Netzentgelte 

und schaffen es so, den Strompreis um mindestens 5 Cent je kWh zu reduzieren.  

 

 

5. Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um faire Wettbewerbsbedin-

gungen gegenüber Drittstaatenanbietern wie Temu und Shein sicherzustellen? 

 

Antwort:  

Mit dem Digital Market Act (DMA) und dem Digital Services Act (DSA) stehen uns Re-

gelwerke zur Verfügung, die konsequent genutzt werden sollten. Gegen Temu und 



 
 
 
Shein sind bereits Untersuchungen, beziehungsweise Verfahren der EU eingeleitet 

worden. Es stellen sich bei den beiden chinesischen Plattformen drängende Fragen, 

was Qualität und Herkunft der Waren, den Verkauf illegaler Produkte, potenziell sucht-

erzeugende Gestaltung des Dienstes und Täuschung der Nutzer über sogenannte 

„Dark Patterns“ betrifft. Solche Maßnahmen konterkarieren fairen Wettbewerb. Die 

Auskunftsersuchen der EU gegen die beiden Plattformen sind darum richtig. Im Rah-

men des zuletzt gegen Temu nach DSA eingeleiteten Verfahrens wird es wichtig sein, 

negative Auswirkungen auf Hersteller und Verbraucher in Deutschland möglichst weit-

reichend zu verhindern. 

Auch stehen chinesische Onlineplattformen im Verdacht, Umsatzsteuerhinterziehung 

und Zollbetrug zu erleichtern. Wir werden die Kontrolle erweitern und gezielt gegen 

mutmaßliche Vergehen solcher Onlinehändler vorgehen. So könnte z. B. der Zoll be-

auftragt werden, über mehrere Wochen ein besonderes Augenmerk auf die Pakete aus 

China zu richten, die an deutschen Flughäfen eintreffen, um sie schwerpunktmäßig 

auf deren tatsächlichen Wert zu überprüfen. 

 

 

6. Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um den Ausbau der Elektrola-

deinfrastruktur bedarfsgerecht und nutzerfreundlich zu gestalten? 

 

Antwort:  

Wir wollen u. a. die Genehmigungsverfahren für den Aufbau von Ladeinfrastruktur 

drastisch beschleunigen. Hierzu wollen wir vor allem die Netzanschlussverfahren ver-

einheitlichen. Zudem braucht es einen weiteren Stromnetzausbau, um die erforderli-

chen Kapazitäten zu decken. Darüber hinaus sind Maßnahmen gegen zu hohe 



 
 
 
Ladekosten zu ergreifen. Das betrifft vor allem die staatlichen Stromkostenbestandteile 

wie Stromsteuer und Netzentgelte.  

 

 

7. Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um die Vitalität der Innenstädte 

zu fördern? Wie stehen Sie zu gelegentlichen und verlässlichen Sonntagsöff-

nungen im stationären Einzelhandel? 

 

Antwort:  

Um die mittelständischen Unternehmen zu stärken sowie die Innenstädte dauerhaft zu 

erhalten und auch attraktiver zu gestalten, müssen insbesondere die wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen verbessert werden. Dies ist erforderlich für mehr Investitionen in 

die Innenstädte. Besonders drängend ist der Abbau von bürokratischen Hürden sowie 

einfache und schnelle Genehmigungen. Ganz konkret werden wir bei Dokumentati-

onspflichten die Beweislast umkehren und die regelmäßigen Nachweise durch ein An-

zeigerecht von Verstößen ersetzen. Einen wesentlichen Beitrag zu lebendigen Innen-

städten leisten auch gut besuchte Restaurants und Gaststätten. Um sie zu stärken, 

reduzieren wir die Umsatzsteuer auf Speisen in der Gastronomie auf sieben Prozent. 

Darüber hinaus spielen digitale Projekte der Innenstadtentwicklung eine zentrale Rolle, 

um die Nutzungsstrukturen sowie das Einkaufserlebnis im Einzelhandel zu verbessern 

und weitere Formen der Wertschöpfung zu schaffen. 

CDU und CSU setzen sich auf der Grundlage ihrer christlichen Wertvorstellungen und 

ihres christlichen Menschenbildes für den Schutz des Sonntags und der kirchlichen 

Feiertage ein. Der Sonntag als Tag des Gottesdienstes, der Arbeitsruhe, der Förderung 

der Gemeinschaftskultur und der Familien darf nicht kommerziellen Interessen zum 

Opfer fallen. CDU und CSU sprechen sich dafür aus, keine weiteren Ausweitungen der 

Ladenöffnungszeiten an Sonn- und Feiertagen vorzunehmen, die über die bisherigen 



 
 
 
Regelungen hinausgehen, so besteht beispielsweise bereits jetzt die Möglichkeit ein-

zelner Ausnahmetage auf Länderebene. 

 

 

8. Welche Schritte wird Ihre Partei unternehmen, um die Steuerlast der Unter-

nehmen zu senken und mehr Potenzial für Investitionen zu schaffen? Wie stehen 

Sie konkret zur Abschaffung der Hinzurechnung von gezahlten Mieten und Pach-

ten zum steuerpflichtigen Gewerbeertrag, um insbesondere innerstädtische Ein-

zelhändler zu entlasten? 

 

Antwort: 

Unser Ziel ist eine attraktive Unternehmensbesteuerung von maximal 25 Prozent auf 

einbehaltene Gewinne, die wir schrittweise umsetzen wollen. Dazu senken wir insbe-

sondere die Tarifbelastung und verbessern wesentlich das Optionsmodell und die The-

saurierungsbegünstigung. Bei den bestehenden Steuersystemen für Kapitalgesell-

schaften und Personengesellschaften schaffen wir mehr Wahlrechte, Einheitlichkeit 

und Durchlässigkeit. Zudem weiten wir den Verlustrücktrag aus und schaffen die Be-

schränkung des Verlustvortrags durch die Mindestbesteuerung ab. Den restlichen So-

lidaritätszuschlag schaffen wir ab.  


